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§128
Benachrichtigung von Angehörigen

(1) Der Staatsanwalt hat Angehörige des Verhafteten sowie dessen 
Arbeitsstelle von der Verhaftung innerhalb von 24 Stunden nach der 
ersten richterlichen Vernehmung zu benachrichtigen. Wird der Zweck der 
Untersuchung dadurch gefährdet, ist die Benachrichtigung sofort nach 
Wegfall der Gefährdungsgründe vorzunehmen.

(2) Hat der Verhaftete an der Benachrichtigung anderer Personen ein 
wesentliches Interesse, sind auch diese vom Staatsanwalt zu benachrich
tigen, soweit es mit dem Untersuchungszweck zu vereinbaren ist.

§129
Fürsorgemaßnahmen

(1) Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane haben dafür Sorge 
zu tragen, daß

1. minderjährige oder pflegebedürftige Personen, die infolge einer Inhaf
tierung des Beschuldigten oder des Angeklagten ohne Aufsicht blei
ben, der Fürsorge der Verwandten oder anderer Personen oder Ein
richtungen übergeben werden;

2. Maßnahmen zum Schutze des Vermögens und der Wohnung des Ver
hafteten ergriffen werden, wenn diese infolge der Inhaftierung erfor
derlich sind.

(2) Mit dem Verhafteten sind die notwendigen Maßnahmen zu be
sprechen; über das Veranlaßte ist er zu unterrichten.

§130
Vollzug der Untersuchungshaft

(1) Dem Verhafteten dürfen nur die Beschränkungen auferlegt werden, 
die der Zweck der Untersuchungshaft, die Ordnung der Anstalt oder die 
Sicherheit erfordern.'

(2) Der Verhaftete soll getrennt von Verurteilten und, sofern er jugend
lich ist, auch getrennt von erwachsenen Personen untergebracht werden.

(3) Der Verhaftete ist in Einzelhaft unterzubringen, wenn es die Er
mittlungen erfordern.

(4) Weisungen über den Vollzug der Untersuchungshaft kann im Er
mittlungsverfahren der Staatsanwalt, im gerichtlichen Verfahren das Ge
richt erteilen. In dringenden Fällen kann der Anstaltsleiter vorläufige 
Anordnungen treffen; sie bedürfen der Bestätigung des Staatsanwalts 
oder des Gerichts.

§131
Haftprüfung

(1) Der Staatsanwalt und nach Einreichung der Anklageschrift auch das 
Gericht haben jederzeit zu prüfen, ob die Voraussetzungen der Unter-


